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Gesetz zur Änderung des 
Privatschulgesetzes und dessen 

Vollzugsverordnung

Der Landtag hat am 27. September 2017 das folgende
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Privatschulgesetzes

Das Privatschulgesetz in der Fassung vom 1. Januar
1990 (GBl. S. 105), das zuletzt durch Artikel 24 der Ver-
ordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 102) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 4 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1 a einge-
fügt:

    „(1 a) Errichtet und betreibt eine Ersatzschule einen
weiteren Bildungsgang, bedarf dieser einer gesonder-
ten Genehmigung nach Absatz 1.“

2. § 5 wird folgender Absatz 4 angefügt:

    „(4) Die Genehmigung setzt voraus, dass die zur Er-
satzschule gehörenden Einrichtungen und Gebäude in
einem hinreichend nahen räumlichen Zusammenhang
stehen. Insbesondere müssen die Entfernungen zwi-
schen den Einrichtungen und Gebäuden von Schülern
sowie Lehrkräften im Verlauf des regelmäßigen
Schulbetriebes zurückgelegt werden können.“

3. § 10 wird wie folgt geändert:

    a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

        „(2) Die nach Absatz 1 gestellten Anforderungen
werden unbeschadet des § 5 Absatz 2 erfüllt

        1. von einer Ersatzschule im Sinne des § 3 Absatz 1,
wenn

        a) dem Unterricht ein von der Schulaufsichts-
behörde genehmigter Lehrplan zugrunde liegt,

        b) das Lehrziel der entsprechenden öffentlichen
Schule erreicht wird,

        c) der Übertritt eines Schülers von der Ersatz-
schule an die entsprechende öffentliche Schule
und umgekehrt ohne besondere Schwierigkei-
ten möglich ist,

        d) die für die entsprechenden öffentlichen Schu-
len geltenden Aufnahme- und Versetzungs-
bestimmungen angewendet werden,

        e) die Schulleitung die für ihre Aufgabe erfor-
derliche wissenschaftliche und pädagogische
Eignung besitzt,

        f) die Lehrkräfte in der Regel die Anstellungs-
fähigkeit für das ihrer Tätigkeit entsprechen-
de Lehramt an öffentlichen Schulen besitzen.
Auf diese Voraussetzung kann in einem den
besonderen Gegebenheiten der betreffenden
Privatschule angemessenem Umfang verzich-
tet werden,

        2. von einer Ersatzschule im Sinne des § 3 Absatz 2,
wenn

        a) dem Unterricht ein von der Schulaufsichts-
behörde genehmigter Lehrplan zugrunde liegt,

        b) das Lehrziel entsprechend der Verordnung
über die Freien Waldorfschulen erreicht wird,

        c) die Schulleitung die für ihre Aufgabe erfor-
derliche wissenschaftliche und pädagogische
Eignung besitzt,

        d) die Lehrkräfte die notwendige Lehrfähigkeit
entsprechend der in Buchstabe b genannten
Verordnung besitzen.“

    b)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

        „(3) Die Ersatzschule muss die in Absatz 2 gestell-
ten Anforderungen grundsätzlich drei Jahre erfüllt
haben, bevor angenommen werden kann, dass die
Schule diese Anforderungen auf Dauer erfüllt. Satz 1
findet keine Anwendung, wenn eine bereits aner-
kannte Ersatzschule ausgebaut wird oder wenn der
Träger einer bestehenden staatlich anerkannten Er-
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satzschule eine weitere Ersatzschule desselben
Schultyps einrichtet.“

    c)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4.

4. In § 11 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 18 Ab-
satz 2“ durch die Angabe „§ 18 Absatz 2a“ ersetzt.

5. § 17 wird wie folgt geändert:

    a)  In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Heilerziehungs-
hilfe“ durch das Wort „Heilerziehungsassistenz“
ersetzt.

    b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

        „(2) Auf gemeinnütziger Grundlage arbeitende pri-
vate und als pädagogisch wertvoll anerkannte, einem
öffentlichen Bedürfnis entsprechende und geneh-
migte Realschulen, Werkrealschulen, Gemein-
schaftsschulen, Gymnasien mit Ausnahme der beruf-
lichen Gymnasien sowie Freie Waldorfschulen hin-
sichtlich der Klassen 5 bis 13 haben einen Aus-
gleichsanspruch nach Artikel 14 Absatz 2 Satz 3 der
Verfassung des Landes Baden-Württemberg. Entgelt
für Unterricht und Lernmittel im Sinne des Arti-
kels 14 Absatz 2 Satz 3 der Verfassung des Landes
Baden-Württemberg ist Entgelt für solche Leistun-
gen, deren Kosten bei einer öffentlichen Schule im
öffentlichen Schulwesen entstehende Kosten im
Sinne des § 18 a sind. Soweit Schulen im Sinne des
Satzes 1 auf ein Entgelt für Unterricht und Lernmit-
tel ganz oder teilweise verzichten, erhalten sie auf
Antrag einen Ausgleich in Höhe des nicht erhobenen
Entgelts. Falls ein Entgelt für Unterricht und Lern-
mittel eine Sonderung der Schüler nach den Besitz-
verhältnissen der Eltern fördert, wird für einen teil-
weisen oder vollständigen Verzicht auf dieses Ent-
gelt ein Ausgleich nicht gewährt. Absatz 4 findet auf
den Ausgleich nach Satz 3 entsprechende Anwen-
dung. Der aus dem jeweiligen Ausgleich nach Satz 3
und dem jeweiligen Zuschuss nach Absatz 1 folgen-
de Gesamtbetrag wird begrenzt auf 90 Prozent der
nach § 18 a ermittelten, bei einer entsprechenden
Schule im öffentlichen Schulwesen entstehenden
Kosten. Das Kultusministerium wird ermächtigt, das
Nähere zum Verfahren der Ausgleichsgewährung
durch Rechtsverordnung zu regeln.“

    c)  In Absatz 4 werden nach Satz 2 folgende Sätze ein-
gefügt:

        „Das setzt voraus, dass die zum angegliederten Bil-
dungsgang gehörenden Einrichtungen und Gebäu-
de in einem hinreichend nahen räumlichen Zusam-
menhang zur genehmigten Ersatzschule stehen.
Insbesondere müssen die Entfernungen zwischen
den Einrichtungen und Gebäuden von Schülern 
sowie Lehrkräften im Verlauf des regelmäßigen
Schulbetriebs zurückgelegt werden können.“ 

6. § 18 wird wie folgt geändert:

    a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

        „(2) Der Zuschuss je Schüler beträgt 80 Prozent
der nach § 18 a ermittelten, bei einer entsprechen-
den Schule im öffentlichen Schulwesen entstehen-
den Kosten. Maßgebend sind dabei die jeweils ak-
tuellen Berechnungen der Landesregierung über
die Kosten des öffentlichen Schulwesens für den
Bericht an den Landtag nach § 18 a Absatz 1 Satz 3.
Nach Vorlage des Berichts werden die jährlichen
Zuschüsse nach Absatz 2a jeweils mit Wirkung zum
1. Januar des Folgejahres entsprechend angepasst.“

    b)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 2a und wie
folgt geändert:

        aa) Die Buchstaben a bis m werden die Num-
mern 1 bis 13.

        bb) In der neuen Nummer 1 wird die Angabe
„79,5“ durch die Angabe „81,4“ ersetzt.

        cc) In der neuen Nummer 2 wird die Angabe
„125,4“ durch die Angabe „128,4“ ersetzt.

        dd) In der neuen Nummer 3 wird die Angabe
„79,7“ durch die Angabe „81,6“ ersetzt.

        ee) In der neuen Nummer 4 wird die Angabe
„89,6“ durch die Angabe „91,8“ ersetzt.

        ff) In der neuen Nummer 5 wird die Angabe
„92,8“ durch die Angabe „95“ ersetzt.

        gg) In der neuen Nummer 6 werden die Wörter
„Buchstaben b, c und e“ durch die Wörter
„Nummern 2, 3 und 5“ ersetzt.

        hh) In der neuen Nummer 7 wird die Angabe
„100,3“ durch die Angabe „102,7“ ersetzt.

        ii) In der neuen Nummer 8 wird die Angabe
„115,6“ durch die Angabe „116,9“ ersetzt.

        jj) In der neuen Nummer 9 wird die Angabe
„98,6“ durch die Angabe „99,1“ ersetzt.

        kk) In der neuen Nummer 12 wird die Angabe
„111,8“ durch die Angabe „113,4“ ersetzt.

        ll) In der neuen Nummer 13 wird die Angabe
„104,2“ durch die Angabe „106,7“ ersetzt.“

        mm) In Satz 2 werden die Wörter „Buchstaben a
bis m“ durch die Wörter „Nummern 1 bis 13“
und die Angabe „Buchstabe f“ durch die An-
gabe „Nummer 6“ ersetzt.

    c)  In Absatz 4 Satz 1, in Absatz 5 Satz 1 und in Ab-
satz 9 Satz 2 wird die Angabe „Absatz 2“ jeweils
durch die Angabe „Absatz 2a“ ersetzt. 
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7. § 18 a wird wie folgt geändert:

    a)  Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

        „Die Landesregierung legt dem Landtag für die in
§ 18 Absatz 2a genannten Schulen im Abstand von 
2 Jahren, erstmals im Jahr 2018, Berechnungen über
die Kosten des öffentlichen Schulwesens vor.“

    b)  In Absatz 1 Satz 4, in Absatz 11 Satz 1 und in Ab-
satz 12 Satz 1 wird die Angabe „§ 18 Abs. 2“ je-
weils durch die Angabe „§ 18 Absatz 2a“ ersetzt.

    c)  Folgende Absätze 14 bis 17 werden angefügt:

        „(14) Schulen, die einen Antrag nach § 17 Absatz 2
Satz 3 stellen, und deren Träger sind verpflichtet,
die Höhe ihrer Eigenleistungen alle zwei Jahre ge-
genüber der oberen Schulaufsichtsbehörde offen-
zulegen. Sofern die Schulen und Träger ihrer Ver-
pflichtung nach Satz 1 nicht nachkommen oder so-
weit dies zur Prüfung ihrer Angaben erforderlich
ist, haben sie der oberen Schulaufsichtsbehörde auf
Anforderung sämtliche oder von dieser ausgewähl-
te Dokumente über die Eigenleistungen vorzule-
gen. Personenbezogene Daten in den Dokumenten
sind zu anonymisieren. Das Nähere regelt die Voll-
zugsverordnung zum Privatschulgesetz.

        (15) Die Landesregierung legt dem Landtag im
Abstand von 2 Jahren einen Bericht über die Ei-
genleistungen der nach Absatz 14 auskunftspflich-
tigen Schulen und Schulträger vor. Absatz 5 findet
entsprechende Anwendung.

        (16) Nach Vorlage des Berichts der Landesregie-
rung an den Landtag nach Absatz 15 wird die Be-
grenzung des Gesamtbetrags aus Zuschuss und
Ausgleichsanspruch nach § 17 Absatz 2 Satz 6 auf
der Grundlage des Berichts überprüft. 

        (17) Die obere Schulaufsichtsbehörde kann bei
einer nach § 5 genehmigten Schule und bei ihrem
Träger prüfen, ob eine Sonderung der Schüler nach
den Besitzverhältnissen der Eltern gefördert wird.
Soweit dies zur Prüfung erforderlich ist, haben 
diese Schule und ihr Träger der oberen Schulauf-
sichtsbehörde auf Anforderung sämtliche oder von
dieser ausgewählte im Zusammenhang mit der
Schulgeldberechnung und Schulgelderhebung ste-
hende Dokumente sowie die bei der Schule und
dem Träger befindlichen Dokumente zu den je -
weiligen Einkommensverhältnissen der Eltern in
anonymisierter Form vorzulegen. Das Nähere regelt
die Vollzugsverordnung zum Privatschulgesetz.“

8. In § 25 Satz 2 wird die Angabe „Abs. 2“ durch die An-
gabe „Absatz 2a“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung der Vollzugsverordnung 
zum Privatschulgesetz

Die Vollzugsverordnung zum Privatschulgesetz in der
Fassung vom 20. Juli 1971 (GBl. S. 346), die zuletzt
durch Artikel 54 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015
(GBl. S. 1210, 1231) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

„5. Schulgeld

Es wird vermutet, dass ein monatliches Schulgeld in
Höhe von durchschnittlich über 160 Euro grundsätzlich
geeignet ist, eine Sonderung der Schüler nach den Be-
sitzverhältnissen der Eltern zu fördern. Dieser Betrag
wird durch den vom Statistischen Landesamt Baden-
Württemberg ermittelten Verbraucherpreisindex, begin-
nend ab dem Jahr 2018, fortgeschrieben. Die Schule
kann diese Vermutung im Einzelfall widerlegen, wenn
sie der oberen Schulaufsichtsbehörde nachweist, dass 
in einem angemessenen Umfang für finanzschwache
Schüler wirksame wirtschaftliche Erleichterungen hin-
sichtlich des Schulgeldes und der sonstigen im Zusam-
menhang mit dem Besuch der Schule stehenden Kosten
angeboten und gewährt werden. In jedem Fall hat die
Schule nachweislich sowohl allgemein als auch gegen -
über den jeweiligen Eltern anzubieten, dass diese ein
nach einem prozentualen Anteil am Haushaltsnettoein-
kommen berechnetes Schulgeld zahlen können, wobei
dieses 5 Prozent des Haushaltsnettoeinkommens nicht
übersteigen darf. Die Schule ist darüber hinaus ver-
pflichtet, die Eltern in einem Beratungsgespräch auf alle
von ihr angebotenen Möglichkeiten zur Vermeidung
einer finanziellen Überforderung hinzuweisen und die-
sen Hinweis schriftlich zu dokumentieren. Entgelte für
Sonder- und Profilleistungen, deren Inanspruchnahme
für die Schüler und deren Eltern nicht verpflichtend ist,
können unabhängig vom Schulgeld erhoben werden. Die
Ziffer 5 der VVPSchG in der Fassung vom 20. Juli 1971
(GBl. S. 346), die zuletzt durch Artikel 54 des Gesetzes
vom 17. Dezember 2015 (GBl. S. 1210, 1231) geändert
worden ist, gilt fort bis zum 1. August 2018.“

2. Nummer 12 wird wie folgt geändert:

    a)  Die Absätze 1 und 2 werden aufgehoben. 

    b)  Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Ab -
sätze 1 und 2.
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Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. August 2017 in
Kraft.
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